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1.	 PROBLEMSTELLUNG

Der Begriff der nachhaltigen Mobilität umfasst die folgenden 
drei Aspekte der nachhaltigen Entwicklung:

Soziale Aspekte

Die nachhaltige Mobilität muss der Bevölkerung den Zugang zu 
den benötigten Einrichtungen gewährleisten.

Eine angemessene und ausgeglichene Zugänglichkeit bedeutet 
nicht, dass alles überall und zu jeder Zeit zugänglich sein muss. 
Es gilt einerseits, den Zugang auf den Bedarf der Bevölkerung 
abzustimmen und andererseits die finanziellen Möglichkeiten 
zu berücksichtigen.

Wirtschaftliche Aspekte

Die wirtschaftliche Entwicklung des Kantons fördern bedeutet, 
seine Attraktivität steigern und zwar insbesondere durch:
·	 eine erhöhte Lebensqualität;

·	 die Erreichbarkeit der Arbeitsplätze, Wohnsiedlungen, Läden, 
Tourismuszentren, Freizeitaktivitäten innert einer vernünftigen 
Zeit und zu einem vernünftigen Preis. 

Die nachhaltige Mobilität strebt ein optimales Kosten-Nutzen-
Verhältnis des Verkehrssystems an, indem dessen Kosten reduziert 
und dessen Nutzen vergrössert werden.

Unter den wir tschaftlichen Aspekten muss ausserdem die 
Dauerhaftigkeit der Infrastrukturen beachtet und ihr Nutzen lang-
fristig sichergestellt werden.

Umweltaspekte

Eine nachhaltige Verkehrspolitik muss sich in erster Linie darum 
bemühen, die grössten Belastungen zu reduzieren. Darunter 
fallen die klimawirksamen Belastungen, die Lärmbelästigung, die 
Luftverschmutzung sowie die Beeinträchtigung der Natur, insbe-
sondere der biologischen Vielfalt und der Landschaft. Weitere 
Auswirkungen wie die zunehmende Versiegelung des Bodens, 
die Abnahme der landwirtschaftlichen Flächen, die Boden- und 
Wasserverschmutzung oder die Risiken von Grossunfällen werden 
im Rahmen von Verkehrsinfrastrukturvorhaben untersucht.

2.	 GRUNDSÄTZE

Grundsätze zum Standort

Koordination der Siedlungsentwicklung mit dem Verkehr

In den vergangenen Jahren wurden zahlreiche, verkehrsintensive 
Aktivitäten (Einkaufszentren, Fachmärkte, Freizeiteinrichtungen, 
Tourismusanlagen, Industriezonen, aber auch neue Siedlungsgebiete) 
an der Peripherie von städtischen Zentren mit gutem Anschluss 
ans Strassennetz angesiedelt. Dieser Trend hat folgende 
Auswirkungen: 
·	 Er fördert die Zersiedelung;

·	 Er steigert das Verkehrsvolumen sowohl an der Peripherie 
wie auch in den Zentren;

·	 Er akzentuiert die Umweltbelastung;

Mitwirkende Stellen

MobA, AfU und BRPA

Verwaltungspraxis

Neue Ziele der kantonalen 
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Neue Grundsätze und 
Massnahmen für die Umsetzung
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·	 Er reduziert die Zahl der Standorte, die die Grundversorgung 
sicherstellen;

·	 Er schwächt die Fähigkeit der Zentren, ihre Rolle zu erfül-
len;

·	 Er beeinflusst den Modal Split zuungunsten der öffentlichen 
Verkehrsmittel.

Werden die Aktivitäten in optimal erschlossenen Zonen angesiedelt, 
das heisst nahe den Verkehrsquellen und mit guten Verbindungen 
durch öffentliche Verkehrsmittel, ist es möglich, einerseits das 
Verkehrsvolumen zu reduzieren und andererseits die Benützung von 
öffentlichen Verkehrsmitteln zu fördern. Der durch neue Investitionen 
erzeugte Verkehr kann so optimal gelenkt werden.

Zonen zum Wohnen, Arbeiten und von grossem allgemeinem 
Interesse bedürfen deshalb auf der einen Seite eines hinreichenden 
Strassenanschlusses und auf der anderen Seite gemäss Artikel 
94 Abs. 1 RPBG eines angemessenen Anschlusses zu einem  
öffentlichen Verkehrsmittel. Für alle Zonen und Projekte ist ein 
minimaler Erschliessungsgrad erforderlich.

D e r  K V P  d e f i n i e r t  d i e  n u t z u n g s a b h ä n g i g e n 
Erschliessungsanforderungen.

Bei den Industrie- und Gewerbezonen werden die Unternehmen 
in drei Tätigkeitsfelder eingeteilt:
·	 Arbeitsplatzintensive Unternehmen müssen soweit möglich durch 

öffentliche Verkehrsmittel bedient werden (etwa Dienstleistungs- 
und bestimmte Produktionsbetriebe). 

·	 Publikumsintensive Betriebe, die viel Verkehr erzeugen (grosse 
Verkehrserzeuger im Sinne des kantonalen Richtplans), benöti-
gen eine gute Erschliessung durch den öffentlichen Verkehr. Es 
handelt sich dabei hauptsächlich um Geschäfte, Einkaufszentren, 
Fachmärkte und Freizeitzentren.

·	 Verkehrs- und besonders güterverkehrsintensive Betriebe 
(Handelsfirmen, Lager und teils Produktionsbetriebe) haben in 
der Regel wenig Arbeitsplätze; sie sind auf den Güterumschlag 
und -transport spezialisiert und benutzen dafür Lastwagen 
bzw. die Bahn.

Kombinierter Verkehr

Der kombinierte Verkehr umfasst Car Sharing, Fahrgemeinschaften 
sowie Bike & Ride und Park & Ride.

Car Sharing ergänzt das öffentliche Verkehrsnetz. In den ländli-
chen Regionen ist die Nachfrage bei öffentlichen Verkehrsmitteln 
ausserhalb der Stosszeiten und am Abend sehr schwach und 
rechtfertigt nur in seltenen Fällen einen Linienbetrieb. Car Sharing 
bietet in diesen Zeiten trotzdem die Möglichkeit, Tourismusorte 
und Ziele ausserhalb der Regionalzentren ohne eigenes Auto zu 
erreichen. Dieses Angebot gilt primär für Auswärtige, die bis in 
solche Zentren den öffentlichen Verkehr benützen.

In dicht besiedelten Gebieten übernimmt Car Sharing eine andere 
Funktion. Es kann bei Leuten, die im Normalfall den öffentlichen 
Verkehr benützen aber gelegentlich ein Auto benötigen, die 
Anschaffung eines eigenen Fahrzeugs verhindern.

Durch Fahrgemeinschaften werden die Fahrzeuge besser aus-
gelastet, was eine Reduktion der Anzahl Fahrzeuge im Verkehr 
ermöglicht. Die Folgen sind weniger  Umweltverschmutzung und 
Verkehrsstauungen.
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3.	 AUFGABENVERTEILUNG

Die Koordinationsgruppe für Verkehr:

Die Koordinationsgruppe für Verkehr ist für die Verfahren und 
Fragen zum gesamten Verkehrssystem sowie für die Koordination 
zwischen der Raumplanung und dem Verkehr zuständig. Diese 
Gruppe wurde durch das kantonale Verkehrsgesetz geschaffen. 
Den Vorsitz der Gruppe hat zurzeit der Dienstchef des Amts für 
Mobilität. Sie setzt sich zusammen aus Vertretern:
·	 des Amts für Mobilität,

·	 des Amts für Umwelt,

·	 des Bau- und Raumplanungsamts.

4.	 UMSETZUNG

Auswirkungen auf die Planungsinstrumente

Regionale Studien

Regionale Verkehrspläne sind nur dort zu erstellen, wo sie einen 
wesentlichen Beitrag zur Koordination des Verkehrs leisten. Die 
Region Freiburg und die Regionalzentren, insbesondere aber die 
Agglomerationen Freiburg und Bulle haben das nötige Potenzial, 
um ein eigenes Stadtverkehrssystem aufzubauen. 

Die Form der regionalen Verkehrspläne ist nicht vorgegeben. Das 
Thema Verkehr kann auch im regionalen Richtplan behandelt 
werden, was einen gewissen Zusammenhalt mit den anderen 
Themen gewährleistet.




